
Abschrift 

Az.: 18 C 151/17 

Amtsgericht Nauen 

Beschluss 

I n dem Rechtsstreit 

Lorraine Media GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführerin ••••• , Hauptstr. 117, 
10827 Berlin 

- Klägerin-

Prozessbevollmächtigter: 

gegen 

hat das Amtsgericht Nauen durch die Richterin am Amtsgericht_ am 13.03.2018 

beschlossen: 

1. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

2. Der Streitwert wird auf 398,00 € festgesetzt. 

Gründe: 

Nachdem die Klägerin gemäß § 91 a Abs. 1 Satz 2 ZPO den Rechtsstreit in der Hauptsache für 

erledigt erklärt und der Beklagte der Erledigungserklärung nicht widersprochen hat, hatte das 

Gericht über die Kosten unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes nach 

billigem Ermessen zu entscheiden (§ 91 a ZPO). In diesem Zusammenhang sind die näheren 

Umstände und Motive, die zur Abgabe der Erledigungserklärungen geführt haben, zu 
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berücksichtigen. Als Folge hiervon wird im Allgemeinen der ohne die Erledigungserklärung zu 

erwartende Verfahrensausgang bei der Kostenentscheidung den Ausschlag geben. Somit hat in 

der Regel derjenige die Kosten zu tragen, dem sie nach den allgemeinen kostenrechtlichen 

Bestimmungen der Zivilprozessordnung aufzuerlegen gewesen wären. Eine summarische 

Prüfung der Erfolgsaussichten ist hierbei ausreichend (Althammer, in Zöller, Kommentar zur 

Zivilprozessordnung, 32. Auflage, § 91 a Rdnr. 24). 

In Anwendung dieser Grundsätze sind dem Beklagten die Kosten des Rechtsstreits 

aufzuerlegen. Bis zum Zeitpunkt des erledigenden Ereignisses, nämlich der Überweisung des 

Geldbetrages an die Klägerin, war die Klage zulässig und begründet. 

Der Klägerin stand gegen den Beklagten ein Anspruch auf Zahlung von Wertersatz in Höhe von 

358,20 EUR gemäß 357 Abs. 8 BGB zu . 

Zwischen den Parteien ist ein Vertrag über die entgeltliche Erbringung von Dienstleistungen 

zustande gekommen. Denn am 30.08.2014 erteilte der Beklagte der Klägerin den Auftrag zur 

Anfertigung einer digitalen Fotoserie nebst Veröffentlichung einer Anzeige im Internet gegen eine 

Vergütung von 398,00 EUR. Die Klägerin fertigte und entwickelte am gleichen Tag 31 Fotos und 

erstellte eine Anzeige für den Beklagten. 

Zwar hat der Beklagte am 03.09.2014 den Widerruf des streitgegenständlichen Vertrages erklärt. 

Nach § 357 Abs. 8 BGB ist er der Klägerin jedoch zum Wertersatz verpflichtet. Denn wie sich 

aus dem von ihm unterzeichneten Vertrag ergibt, hat er von der Klägerin ausdrücklich verlangt, 

dass sie mit ihrer Leistung vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Die Klägerin hat den Beklagten 

auch darüber informiert, dass er für diesen Fall einen angemessenen Betrag nach § 357 Abs. 8 

BGB schuldet. 

Bei Berechnung des Wertersatzes ist nach § 357 Abs. 8 Satz 4 BGB der vereinbarte 

Gesamtpreis zu Grunde zu legen. Die Klägerin hat konkret dargelegt, dass sie mit Ausnahme der 

Veröffentlichung der Anzeige im Internet und deren Abruf für ein Jahr alle vertraglich vereinbarten 

Leistungen bereits im Zeitpunkt des Widerrufs erbracht hatte. Gegen die von ihr vorgetragene 

Berechnung zu ersparten Aufwendungen, nämlich einen Abzug von 10 % des Gesamtpreises, 

bestehen keine Bedenken, auch der Beklagte hat insoweit keine Beanstandungen erhoben. 

Der Zinsanspruch folgt aus §§ 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 BGB. Die Parteien haben für die 

Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt. Denn nach Nr. d der Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen der Klägerin, die in den Vertrag einbezogen wurden, sollte der 
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Gesamtbetrag innerhalb von zehn Tagen nach Unterzeichnung des Vertrages fällig werden. 

Der Anspruch auf Erstattung der Rechtsanwaltsgebühren beruht auf §§ 280 Abs. 2, 286 Abs. 2 

Nr. 1 BGB. Der Beklagte hat der Klägerin die vorgerichtlich entstandenen 

Rechtsanwaltsgebühren zu erstatten. Denn er befand sich mit der Zahlung in Verzug. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 a ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden. 

Gegen Entscheidungen über Kosten ist die Beschwerde nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200 Euro übersteigt. 

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem 

oder bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Nauen 
Paul-Jerchel-Straße 9 
14641 Nauen 

Landgericht Potsdam 

Jägerallee 10-12 
14469 Potsdam 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung, spätestens mit dem Ablauf von fünf Monaten nach der 
Verkündung der Entscheidung. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle eines der 
genannten Gerichte. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; 
die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei einem der oben genannten Gerichte 
eingeht. Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung 
enthalten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde 
zugelassen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Nauen 

Paul-Jerchel-Straße 9 
14641 Nauen 
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Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der 
Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
genannten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; 
die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. 
Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und 
Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. 
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 

-Richterin am Amtsgericht 


